
gegenüber kommerziellen Fernsehsendern ein Vergütungsmodell
anwendet, wonach die Höhe der Vergütung einem Teil der Einnah-
men dieser Sender entspricht, vorausgesetzt, dass dieser Teil alles in
allem in angemessenem Verhältnis zu der Menge urheberrechtlich
geschützter Musikwerke steht, die im Fernsehen tatsächlich übertra-
gen worden ist oder übertragen werden kann, und es keine andere
Methode gibt, nach der die Nutzung dieser Werke und der
Zuschaueranteil genauer festgestellt und mengenmäßig bestimmt
werden können, ohne dass sie zugleich zu einer unverhältnismäßi-
gen Erhöhung der Kosten der Verwaltung der Vertragsbestände und
der Überwachung der Nutzung der genannten Werke führen würde.

2. Art. 82 EG ist dahin auszulegen, dass eine Organisation zur Ver-
waltung des Urheberrechts dadurch, dass sie die Gebühren, die sie
als Vergütung für die Übertragung urheberrechtlich geschützter
Musikwerke im Fernsehen erhebt, je nachdem, ob es sich um private
Fernsehgesellschaften oder öffentlich rechtliche Unternehmen han-
delt, unterschiedlich berechnet, ihre beherrschende Stellung im Sinne
des genannten Artikels missbrauchen kann, wenn sie gegenüber die-
sen Gesellschaften unterschiedliche Bedingungen bei gleichwertigen
Leistungen anwendet und sie dadurch im Wettbewerb benachteiligt,
es sei denn, dass sich eine derartige Praxis objektiv rechtfertigen
lässt.

(1) ABl. C 95 vom 28.4.2007.
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Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: E. Traversa und M. Afonso)

Beklagte: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte:
I. M. Braguglia und G. De Bellis, avvocato dello Stato)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die
Art. 2 und 22 der Richtlinie 77/388/EWG: Sechste Richtlinie
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —

Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflich-
tige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1), ab 1. Januar 2007
ersetzt durch die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys-

tem (ABl. L 347, S. 1) — Pflichten bei Inlandsumsätzen —

Nationales Gesetz, mit dem auf die Kontrolle der in einer Reihe
von Besteuerungszeiträumen bewirkten steuerbaren Umsätze
verzichtet wird

Tenor

1. Die Italienische Republik hat dadurch, dass sie mit Art. 2 Abs. 44
der legge n. 350, disposizioni per la formazione del bilancio
annuale e pluriennale dello Stato (legge finanziaria 2004) [Gesetz
Nr. 350 über den Jahres- und Mehrjahreshaushalt des Staats,
Haushaltsgesetz 2004], vom 24. Dezember 2003 die in den
Art. 8 und 9 der legge n. 289, disposizioni per la formazione del
bilancio annuale e pluriennale dello Stato (legge finanziaria 2003)
[Gesetz Nr. 289 über den Jahres- und Mehrjahreshaushalt des
Staats, Haushaltsgesetz 2003], vom 27. Dezember 2002 vorgese-
hene Steueramnestie auf das Jahr 2002 ausgedehnt und somit
einen allgemeinen und undifferenzierten Verzicht auf die Überprü-
fung der im Besteuerungszeitraum 2002 bewirkten steuerbaren
Umsätze vorgesehen hat, gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 2
Abs. 1 Buchst. a, c und d und aus den Art. 193 bis 273 der
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, durch die die Art. 2
und 22 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage
ab 1. Januar 2007 ersetzt worden sind, sowie aus Art. 10 EG ver-
stoßen.

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 140 vom 23.6.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 11. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanz-
hofs — Deutschland) — A.T./Finanzamt Stuttgart-Körper-

schaften

(Rechtssache C-285/07) (1)

(Richtlinie 90/434/EWG — Grenzüberschreitender Austausch
von Anteilen — Steuerliche Neutralität — Voraussetzungen
— Art. 43 EG und 56 EG — Rechtsvorschriften eines Mit-
gliedstaats, nach denen die Fortführung des Buchwerts der
eingebrachten Anteile für die erhaltenen neuen Anteile und
damit die steuerliche Neutralität der Einbringung davon
abhängt, dass dieser Buchwert in der Steuerbilanz der aus-
ländischen erwerbenden Gesellschaft angesetzt wird —

Vereinbarkeit)

(2009/C 32/05)

Verfahrenssprache: Deutsch
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